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Nlisruher Zeitung .eiluge zu Ar . 144 der
Dienstag, 2S . Mai L8S4 .

Vsdischrr Landlag .
* Liarlsruhe , 26 . Mai . 23 . öffentliche Sitzung der

Ersten Kammer unter dem Vorsitze des Durchlauchtig¬

sten Präsidenten , Seiner Großherzoglichen Hoheit des

Prinzen Wilhelm .
Am Regierungstisch : der Präsident des Großh . Mini¬

steriums des Innern , Geh . Rath Eisenlohr , später
Ministerialrath Or . Glöckner .

Nach Eröffnung der Sitzung tritt das Haus in die

Berathung des Berichts der Kommission für Justiz und

Verwaltung über den Entwurf eines Gesetzes , be¬

treffend die Verbrauchssteuern in den Ge¬

meinden .
Der Berichterstatter , Präsident des Verwaltungsge »

richlshofs vr . Wielandt , glaubt zwar im allgemeinen

auf den gedruckten Bericht sich beziehen zu dürfen , möchte
es aber doch nicht für unzweckmäßig halten , die Haupt¬

punkte daraus hier hervorzuheben , zumal da der Bericht

erst vor kurzem zur Ausgabe gelangt sei .
Der Gesetzentwurf wolle die sehr kurzen Bestimmungen ,

welche zur Zeit in den 88 78 und 79 der Gemeinde -

und Städteordnung hinsichtlich der Verbrauchssteuern

enthalten seien , ergänzen . Die geltende Hauptbestimmung
sei der 8 78 , welcher z . Z . laute :

„ Durch Gemeindebeschluß mit Staatsgenehmigung
kann eine Verbrauchssteuer eingeführt werden .

Durch dieselbe dürfen nur solche Gegenstände be¬

lastet werden , welche zur örtlichen Konsumtion be¬

stimmt sind ; auch hat die Einführung jeweils nur auf
bestimmte Zeit zu erfolgen . "

Der folgende 8 79 heschäftige sich zunächst mit der

Befreiung der Fabriken von der Verbrauchssteuer hin¬

sichtlich der zum Zwecke der Verarbeitung eingeführten
Gegenstände und mit der Rückvergütung für im Wege
des Handels ausgesührte , der Verbrauchssteuer unter¬

worfene Gegenstände ; weiter sei festgesetzt , daß die nähe¬
ren Bestimmungen durch Gemeindeveschluß mit Staats¬

genehmigung zu treffen seien , und endlich werde die Zu¬
ständigkeit der Verwaltungsgerichte in Streitigkeiten über

die Verbrauchssteuer festgesetzt .
Der 8 78 laute mithin sehr allgemein bezüglich der

Bezeichnung der Gegenstände , welche mit der Verbrauchs¬
steuer belastet werden dürfen . Innerhalb des durch die

Reichsgesetzgebung gegebenen Rahmens sei der Gemeinde -

sowohl als auch der Staatsbehörde ein erheblicher Spiel¬
raum gewährt . Eine gewisse Beschränkung sei jedoch
darin enthalten , daß die Einführung nur auf bestimmte
Zeit erfolgen könne ; in der Praxis sei es üblich , diese

Zeit auf
'

fünf bis sechs Jahre sestzusetzen . Diese Be¬

stimmung sei der Rest einer früheren , noch engeren

Vorschrift , wonach die Verbrauchssteuer überhaupt nur

für einen bestimmten Zweck verwendet werden durfte .

Auf Grund der bestehenden Bestimmungen seien nun in

einer Anzahl von Städten des Landes Verbrauchssteuern

eingeführt worden : in Baden . Freiburg . Heidelberg .

Karlsruhe , Konstanz , Mannheim , Rastatt und sodann

auch , seit nicht so langer Zeit , in Pforzheim . In diesen

Städten seien die Tarife keineswegs gleichmäßig gestaltet ,
sowohl was die Gegenstände der Besteuerung , als was

die Höhe der Steuersätze betreffe . Eine gewisse Gleich¬

mäßigkeit bestehe darin , daß die Gegenstände , von denen

allein ein erheblicher Ertrag zu erzielen sei , nämlich die

dem Massenkonsum dienenden , mit der Abgabe belastet

seien , vorzugsweise also solche , welche zum nothwendigrn
Lebensbedarf gehören . Auch hier herrsche aber nicht

völlige Gleichmäßigkeit : in allen genannten Städten sei

Mehl , Brod und Bier , in allen , mit Ausnahme aber von

Mannheim , auch Fleisch mit Octroi belastet . Die Er¬

trägnisse der Verbrauchssteuer seien in finanzieller

Beziehung sehr erhebliche , in den meisten Städten werde

etwa ein Drittel des sonst ungedeckten Gemeindeauf¬
wands daraus bestritten , in manchen , so z . B . in Mann¬

heim , nur weniger .
Auf dem letzten Landtage sei von den Abgeordneten

Muser und Genossen der Antrag auf eine Abänderung
des 8 78 dahin gestellt worden , daß solche Gegenstände ,
die , „wie Mehl , Brod , Fleisch , Fleischwaaren und

Feuerungsmaterialien , zu den nothwendigsten Lebens¬

bedürfnissen gehören
"

, von der Belastung mit Verbrauchs¬

steuer ausgeschlossen würden . Man ging davon aus ,

daß durch die Belastung dieser Gegenstände vorzugsweise
die weniger bemittelten Bevölkerungsklassen getroffen und

in weit höherem Grade zur Bestreitung des Gemeinde¬

aufwands herangezogen würden , als ihrer Leistungs¬

fähigkeit entspräche . Die Mehrheit der Zweiten Kammer

habe diesen Standpunkt nicht getheilt . Gleichwohl sei sie

zu dem Beschlüsse gelangt , die Großh . Regierung zu er¬

suchen , bei der in Aussicht gestellten Revision der

Gemeindesteuergesetzgebung zu erwägen ,
a . ob nicht die Gegenstände , welche mit Verbrauchs¬

steuern belegt werden dürfen , sowie die Grenze , bis

zu welcher in der Belegung der einzelnen Artikel

gegangen werden kann , gesetzlich zu fixiren sei ;
b . ob nicht der bei der Berathung der letzten ( 1892 )

Novelle zur Gemeindeordnung ausgesprochene Ge¬

danke . wonach in den Gemeinden , in denen Ver¬

brauchssteuern erhoben werden , durch Gemeinde¬

beschluß mit Staatsgenehmigung auf den Beizug
der unteren Einkommensteuerstufen zu der direkten

Gemeindebesteuerung soll verzichtet werden dürfen ,
weiter zu verfolgen sei .

Die Großh . Regierung habe geglaubt , schon jetzt einen

Gesetzentwurf vorlegcn zu sollen , der einerseits die Gegen -
'tände und die Höchstgrenze für die Verbrauchssteuer fester
bestimme , als tzdies seither der Fall gewesen , und der

anderseits dem Gedanken bestimmten Ausdruck gebe , daß
die niedersten Steuerstufen , da deren Träger von der in¬
direkten Besteuerung » erhältnißmäßig stärker getroffen
werden , von direkten Umlagen auf den Einkommensteuer¬
anschlag befreit werden sollen . Dies sei in der Form
vorgeschlagen , daß die Städte , in welchen eine Ver¬

brauchssteuer eingeführt sei , berechtigt sein sollen , auf
die Umlagen von den mit weniger als 300 M . Steuer¬

anschlag veranlagten Einkommen zu verzichten , während
diese Befreiung kraft Gesetzes da eintreten solle , wo eine

Verbrauchssteuer von Getreide , Mehl , Schwarzbrot » oder

Kartoffeln erhoben werde . Sodann sei vorgeschlagen , die

Gegenstände nach ihrer Gattung genau zu bezeichnen ;
) abei halte sich der Entwurf wesentlich an die im Zollver¬
einsvertrag enthaltene Aufzählung , wobei aber der wesent¬
liche Unterschied darin bestehe , daß im Zollvereinsvertrag
die Gegenstände nur als Beispiele angeführt seien , hier
aber in dem Sinne , daß nur die im Gesetz bezeichneten
Gattungen mit Verbrauchssteuer beketzt werden dürfen .

Bezüglich der unentbehrlichste ^ .Nahrungsmittel , nämlich
Getreide , Mehl , Schwarzbrot », Kartoffeln , sei die Be -

chränkung vorgeschlagen , daß sie nu » in solchen Gemeinden
»elastet werden dürfen ; in denen schon derzeit von diesen

Gegenständen Verbrauchssteuer erhoben wird . Letzteres
sei zur Zeit hinsichtlich Mehl nnd Schwarzbrot ) in allen
Städten , bezüglich des Getreides nur in Konstanz und

bezüglich der KartMcln yirgends der Fall .
Sodann solle nach dem Entwurf das Maß der zu er¬

hebenden Verbrauchssteuer gesetzlich begrenzt werden , und

zwar in doppelter Richtung :
bezüglich der einzelnen Gegenstände soweit es sich um

nothwendige Nahrungsmittel handle , indem hiefür ein

Höchstsatz , im wesentlichen anschließend an die zur
Zeit in Geltung befindlichen höchste « Sätze , vorgesehen
sei , und sodann in Bezug aus - deri Gesammtertrag in¬

sofern , als ein Verhältniß beflmnttl ' nkerU zwischen dem ,
was durch Umlagen ertzobed m« d« » muß , Mnd (dem , was
im Wege der VerbrauchSsteuererhebunA gedeckt werden

darf ; auch hiex sei an denrgzegenwärtigen Zustand an -

geknüpft , in dem bestimmt weMn fülle ,
'
daß nur ^ em

Drittel des ungedeckten Gechefnb ?auftvands durch Ver¬

brauchssteuern aufgebracht werden dürfe .
Eine gewichtige Bestmmung enthalte der Entwurf rein

negativ , insoferne darin die Vorschrift beseitigt sei , wo -

, nach bisher die Verbrauchssteuer nur ans bestimmte Zeit
eingeführt werden durfte . Diese Aenderukig habe nur
den Sinn , daß die bisherige gesetzliche Vorschrift , nicht
aber die Möglichkeit , durch Gemeindebeschluß die Er¬

hebung auf eine gewisse Zeit zu beschränken , beseitigt
werden solle .

Die Kommission der Zweiten Kammer habe in ihrem
Berichts -- eine ausführliche Darlegung darüber gegeben ,
wie sies die Einwirkung der Verbrauchssteuer auf die
LebensDttelpreise auffasse und wiefern es gerechtfertigt
sei , deßhalb der Verbrauchsbesteuerung Schranken zu
ziehen .

'
Sie gehe davon aus . daß die Verbrauchssteuern

einen sWr wuchtigen Bestandtheil der Einnahmen der
Städte bilvttt ; sodann werde darzulegen versucht , die Ver¬
brauchssteuer sei von keinem erheblichen oder meßbaren
Einfluß -auf die Lebensmittelpreise und es sei daher die
Anschauung nicht berechtigt , als ob sie die Lebensmittel
vertheuere ; insbesondere sei keine Minderung der Preise
im Falle der Aufhebung der gegenwärtig eingeführten
Verbrauchssteuern zu erwarten . Eben deßhalb sei die
Kommission der Zweiten Kammer auch dagegen , daß man
die Freilassung der unteren Klassen von der Einkommen¬
steuer damit begründe , daß die weniger Bemittelten ver¬
möge der Verbrauchssteuer einen für ihre Verhältnisse
erheblichen Theil des Gemeindeaufwands trügen . Deßhalb
— neben andern Gründen — sei die Kommission und so
auch die Mehrheit des andern Hohen Hauses zu dem
Ergebniß gelangt , daß der 8 79 b . des Entwurfs abzu¬
lehnen sei . Die Zweite Kammer habe also gerade den
zweiten Theil ihrer im Jahre 1892 gegebenen Anregung
als zur Zeit nicht weiter zu verfolgen bezeichnet . Im
übrigen habe die Mehrheit der Zweiten Kammer gleich¬
wohl dem Entwürfe hinsichtlich der Abgrenzung der Ver¬
brauchssteuer keinen Widerstand entgegensetzt . Die von
ihr beschlossenen Abänderungen seien fast nur auf die
Fassung bezüglich , eine neue Bestimmung dagegen , die
sich in der gleichen Richtung bewege , wie die Vorschläge
der Großh . Regierung , habe sie beigefügt , daß nämlich
die zur Zeit bezüglich des Getreides , des Mehles
und des Schwarzbrodes in den einzelnen Städten
bestehenden Sätzen überhaupt nicht mehr erhöht
werden dürfen . Die Großh . Regierung habe das nicht
vorgeschlagen gehabt ; die Zweite Kammer habe aber diese
Beschränkung als eine gewisse Gegenkonzession für den
Strich des 8 79b betrachtet .

Die Kommission habe sich die Frage gestellt , ob hier¬
nach der Entwurf überhaupt noch einen erheblichen Werth
habe und ob seine Einzclbestimmungen so werthvoll seien ,
daß ohne einen gegenwärtigen dringenden Anlaß zur

i sonstigen Revision des Gemeindebesteuerungswesens auf

den Entwurf im Einzelnen einzugehen sei , sie habe das
bejaht , da einzelne der vorgeschlagenen Bestimmungen ,
wenn ihnen auch eine Dringlichkeit nicht zukomme , doch
als zweckmäßige Verbesserungen der bestehenden Gesetz¬
gebung erschienen . Besonders sei die Bestimmung , wo¬
nach die Einführung der Verbrauchssteuer nicht mehr auf
bestimmte Zeit beschränkt sei , von Werth , weil sie die
Gemeinde , welche die Einführung einmal beschlossen habe ,
in der Forterhebung sichere und eine feste Basis für den
Gemeindehaushalt gebe , auch besonders die Weitererhe¬
bung der Verbrauchssteuer einer Agitation entrücke , die
nicht selten über das Ziel hinausgehe .

Was die Freilassung der unteren Einkommensteuerstufen
von Gemeindeumlagen betreffe (8 79b .) , so sei die Kom¬
mission der Meinung , es handle sich hierbei um eine
Frage von so großer politischer und gemeindcpolitischer
Bedeutung , daß es nicht zweckmäßig sei , dieselbe außer¬
halb des Zusammenhangs mit einer allgemeinen Revision
der Gemeindebesteuerung zu regeln .

Im übrigen werde auf die einzelnen Punkte bei der
speziellen Berathung einzugehen sein .

Der Antrag der Kommission gehe dahin :
Hohe Erste Kammer wolle dem Gesetzentwürfe in

der Fassung , wie sie in der Anlage des Kommissions¬
berichts bezeichnet sei , ihre Zustimmung ertheilen .

Die beiden wesentlichsten Abänderungen gegenüber der
von der Zweiten Kammer beschlossenen Fassung bestehen
darnach in folgendem :

1 . Kartoffeln , Milch und Speisefette sollen von
der Verbrauchssteuer unbedingt ausgeschlossen
sein ;

2 . der Zusatz der Zweiten Kammer , daß die Ab¬
gabesätze für Mehl , Getreide und Schwarzbrot ) , wie
sie bei Eintritt der Wirksamkeit des Gesetzes bestehen ,
keinesfalls erhöht werden dürfen , soll gestrichen
werden .

Ministerialpräsident Geh . Rath Eisenlohr hebt her¬
vor , daß , wie auch aus dem eingehenden Vortrage des
Herrn Berichterstatters zu entnehmen sei . der vorliegende
Entwurf ein doppeltes Ziel verfolge : er wolle einmal dem
bisherigen unumgrenzten freien Ermessen des Bürgeraus -
schusses und des Ministeriums des Innern , eine Ver¬
brauchssteuer einzuführen und damit eine bedeutsame Um¬
wälzung in der Vertheilung der Steuerlast hervorzurufen ,
gewisse Schranken ziehen und zweitens wolle er sicher -

' stellen , daß der Verbrauch in einer Weise besteuert werde ,
welche einer gerechten Steuerpolitik entspreche . In letz¬
terer Beziehung könne Redner sich mit dem Anträge der
Kommission des Hohen Hauses leider nicht einverstanden
erklären . Zwar erkenne er an . daß der Kommissions¬
bericht den Wünschen der Großh . Regierung entgenzu -
kommen bestrebt sei . er glaube aber nicht , daß sich der
Antrag mit diesen Wünschen vereinigen lasse .

Er sei überzeugt , daß die Verbrauchssteuer für die
Stadtgemeinden eine werthvolle Hilfsquelle darstelle , welche
nicht aufzugeben und an und für sich auch nicht mit einer
ungerechten Belastung verbunden sei . Dagegen aber , daß
man solche Gegenstände , welche zu den nothwendigsten
Lebensbedürfnissen des Volkes gehören , womöglich nicht
belasten sollte , werde wohl kaum eine begründete Ein¬
wendung zu erheben sein . Denn es sei zweifellos , daß ,
wenn eine solche Verbrauchssteuer auf die Konsumenten
abgewälzt werde , damit eine ungerechte Belastung der
unteren Klassen eintrete , insofern in diesen Klassen der
Einzelne verhältnißmüßig viel mehr Brod konsumire als
in den oberen Klassen ; ungerecht wirke die Besteuerung
der nothwendigen Lebensmittel außerdem auch deßhalb ,
weil die Belastung die einzelnen Familien im Ver '

. ältniß
ihrer Kopfzahl treffe .

Nun wende man ein , es finde eine Ueberivälzung auf
die Konsumenten nicht statt . Der Kommissionsbericht des
andern Hohen Hauses versuche dies darzulegen . Wer
zahle dann aber eigentlich das Octroi ? Redner habe die
Ueberzeugung , daß jede Erhöhung der Produktionskosten
das Bestreben der Produzenten wecke, dieselbe auf die
Käufer der Produkte abzuwälzen . Dies Bestreben sei
auch ganz gerechtfertigt , nur bleibe die Frage , ob es dem
Produzenten gelinge . Es werde ihm um so leichter ge¬
lingen , je mehr er in der Lage sei, seinerseits den Preis
der Waare zu bestimmen . Gerade beim Absätze von
Brod sei dies besonders leicht . Es handle sich um Pro¬
dukte , die dem Abnehmer in täglich frischbereitetem Zu¬
stande geliefert werden müssen ; eine nennenswerthe Ein¬
fuhr von auswärts sei ausgeschlossen ; auch innerhalb der
Stadt selbst sei die Konkurrenz beschränkt , da die Ver¬
braucher stets beim nächsten Bäcker kaufen und wegen
eines geringen Preisunterschieds sich nicht dem Bäcker in
einem entlegenen Stadttheile zuwenden . Dazu komme die
Erfahrung , daß die Bäcker seyr wenig geneigt seien , die
Brodpreise mit den Getreidepreisen , wenn diese sinken ,
in Einklang zu bringen .

Weil sonach das unbestreitbar vorhandene , auf Ab¬
wälzung gerichtete Bestreben der Produzenten in der Regel
von Erfolg begleitet sei, deshalb gehe das Bestreben der
Großh . Regierung dahin , die Belastung von Brod und
Mehl so viel als möglich aus dem Octroitarif zu ent¬
fernen . Sie befinde sich dabei in Uebercinstimmung mit
allen benachbarten Staaten . In Frankreich , das so sehr
hohes Octroi erhebe , sei Mehl , Brod und Getreide von
jeder Belastung durchweg ausgenommen . Auch in Preußen



seien nach dem neuen Gesetze über die Sommunalbe -

steuerung diese Gegenstände von der Abgabe ausdrücklich
ausgeschlossen , ebenso in Württemberg , in der bayrischen
Rheinpfalz und in Thüringen ; zngelassen sei die Belastung
zwar im rechtsrheinischen Bayern , doch werde dort nur
ein geringer Gebrauch davon gemacht , da dort die städtischen
Finanzen hauptsächlich auf den Zuschlägen zur Biersteuer
beruhen .

Von besonderem Gewicht sei gerade in Deutschland
der weitere Grund , daß es nicht angemessen erscheine,
das Brod durch Octroi noch mehr zu vertheuern , solange
durch die Getreidezölle , die Redner im Interesse der Land -
wirthschaft für durchaus geboten halte , eine künstliche
Erhöhung des Getreidepreises stattfinde .

Die Verhältnisse der Landwirthschaft seien für die
vorliegende Frage auch noch unter einem anderen Gesichts¬
punkte in Betracht zu ziehen ; er wundere sich, daß Ver¬
treter der agrarischen Interessen hierauf bis jetzt nicht
abgehoben haben : eine Ueberwälzung des Octrois von
städtischen Produzenten (Bäcker ) auf die den Rohstoff
liefernde Landwirthschaft sei leicht auszuführen . Eine
solche Theilnahme der landwirthschaftlichen Bevölkerung
an den städtischen Lasten würde aber sehr zu beklagen
sein .

Sei es hiernach grundsätzlich gerechtfertigt , Mehl , Ge¬
treide und Brod vom Octroi gänzlich auszuschließen , so
habe die Großh . Regierung doch diesen radikalen Schritt
nicht thun wollen , weil erfahrungsgemäß bestehende Steuern
stets leichter ertragen werden als neue Steuern , zu denen
die Städte bei Verschließung ihrer dermaligen Einnahme¬
quellen greifen müßten . Zweifelhaft sei es überdies , ob
im Falle der Aufhebung den Konsumenten die Rück¬
überwälzung auf die Produzenten gelingen und eine Er¬
leichterung überhaupt zu Theil werden würde . Deßhalb
soll die Besteuerung der fraglichen Gegenstände da , wo
sie zur Zeit bestehe, unberührt bleiben , jedoch in gewissen
Schranken ; wo sie aber nicht bestehe , da solle sie nicht
mehr eingeführt werden . Die Großh . Regierung sei hier¬
bei zugleich von dem Wunsche geleitet gewesen , die Stetig¬
keit der städtischen Finanzen zu wahren . Mit der Bei¬
behaltung des Mehloctrois habe aber nach der Absicht
der Regierung eine Befreiung der unteren Klassen von
den direkten Umlagen (Einkommensteuer ) eintreten sollen.
Zu Redners Ueberraschung sei die letztere Maßnahme im
anderen Hohen Hause aus erhebliche Bedenken gestoßen
und die Großh . Regierung habe sich schließlich, da für
die Annahme des Z 79 b . des Entwurfs keine Aussicht
bestand , damit einverstanden erklärt , daß diese Frage bis
zur Neuregelung des Gemeindebesteuerungswesens im
ganzen ausgesetzt werde . Die Hohe Zweite Kammer
habe dafür eine Gegenkonzession gewährt , indem sie nicht
nur die im allgemeinen vorgeschlagenen Höchstsätze für
das Octroi auf gewisse Lebensmittel annahm , sondern die
weitere Beschränkung beifügte , daß für Mehl , Brod und
Getreide in denjenigen Städten , wo ein Octroi davon
erhoben werde , künftig keine Erhöhung mehr eintreten
dürfe .

Gegen diese Bestimmung habe sich nun im Schoße
der Kommission dieses Hohen Hauses lebhafter Wider¬
spruch erhoben ; man habe schließlich zwar zugestanden ,
daß die Einführung einer Verbrauchssteuer auf die frag¬
lichen Gegenstände zwar in denjenigen Städten auszu¬
schließen sei , wo sie noch nicht bestehe , man habe aber
ein Gebot der Billigkeit darin erblickt , daß den anderen
Städten , die bereits eine solche Steuer haben , gestattet
werde , nachträglich auf den Maximalsatz hinaufzugehen .
Der gegenwärtige Zustand in diesen Städten solle denn
auch durch die fragliche Bestimmung aufrecht erhalten
werden ; was aber nach Ansicht der Großh . Regierung
nicht zugegeben werden solle , das sei die nachträgliche
Erhöhung der Besteuerung jener nothwendigen Lebens¬
bedürfnisse . Erachte man dies für unbillig , so müsse
man es ebenso für unbillig erachten , wenn denjenigen
Städten , die die Steuer bis jetzt noch gar nicht haben ,
die Einführung gänzlich versagt werde . Die Großh . Re¬
gierung müsse deßhalb darauf bestehen, daß die in Rede
stehende Bestimmung aufrecht erhalten bleibe .

Das neue preußische Gesetz über die Kommunal¬
besteuerung enthalte ganz dieselbe Bestimmung , welche hier
vorgeschlagen sei .

Die finanziellen Folgen werde ein Beispiel klar machen :
Die Stadt Freiburg erhebe zur Zeit von Mehl und
Brod 48000 M . Abgabe , eine schon recht ansehnliche
Summe im Verhältniß zur Einwohnerzahl ; würde dort
der Satz von 80 Pf . (für Mehl ) auf den Höchstbetrag
von 1 M . 40 Pf . gesteigert , so würde dies ein Mehr
von 36000 M . , im Ganzen eine Belastung von 84000 M .
ergeben : berücksichtige man die Bevölkerungszahl der
Stadt , so werde mau ermessen, wie schwer die unteren
Klassen hiermit belastet würden , während durch eine Er¬
höhung der Umlage um nur 3 Pfennig , die wohl in
keiner Richtung Bedenken erwecken könnte, finanziell das
gleiche Resultat erzielt würde .

Die Großh . Regierung lege auf die Annahme deS
Vorschlags des anderen Hohen Hauses um so mehr Werth ,
als es ihr erwünscht sei , daß eine Konsolidirung der
Verbrauchssteuerverhältnisse eintrete . Wenn sie nun aber
darauf verzichte, die Weitererhcbung der Abgabe je nach
Ablauf einer bestimmten Frist an ihre erneute Genehmi¬
gung zu knüpfen , so müsse sichergestellt werden , daß vie
auf die Dauer erfolgende Einführung noch Gegenstand
und Steuersatz , ihren Anschauungen über eine billige und
gerechte Vertheilung der Lasten entspreche.

Bisher seien nun freilich die Städte hinsichtlich der für
die indirekte Besteuerung hervorragend geeigneten Gegen¬
stände : Wein und Bier erheblich beschränkt gewesen.
Nach einer Erklärung des preußischen Finanzministers
bestehe aber Aussicht , daß diese Beschränkung iw näherer
Zeit fallen werde . Um so weniger Grund sei jetzt vor¬

handen , eine nachträgliche Erhöhung des Octrois auf Mehl
und Brod zuzulasse » .

Wenn die von der Zweiten Kammer beschlossene Kom¬
promißbestimmung in diesem Hohen Hause nicht zur An¬
nahme gelange , so werde sich die Großh . Regierung vor
die Frage gestellt sehen, ob die ganze Regelung der
Materie nicht auf einen späteren Zeitpunkt aufzuschieben
wäre .

Mit den übrigen Vorschlägen der Kommisston sei die
Großh . Regierung einverstanden .

Geheimer Kommerzienrath Diffene ist befriedigt über
die Erklärung des Herrn Präsidenten des Ministeriums
des Innern , daß die Großh . Regierung keine gegnerische
Stellung zu der Octroierhebung einnehme , wie dies auch
theilweise in dem vorliegenden Gesetzesentwurfe selbst zum
Ausdruck komme. Wenn aber die Großh . Negierung
glaube , besonderen Werth darauf legen zu sollen, daß eine
Beschränkung der Octroierhebung ausgesprochen werde , so
könne Redner dem nur bis zu einem gewissen Grade
folgen . Er glaube nicht , daß dies durch Gesetz zu
geschehen habe ; eine Beschränkung werde durch die Ver¬
hältnisse selbst gegeben , sofern und soweit sie nöthig sei .

Das Octroi sei für die Städte nicht entbehrlich , weil
die unteren Klassen nur im Wege der indirekten Besteue¬
rung in angemessener Weise zur Bestreitung des Gemeinde -
a » fwands herangezogen werden können ; diese Art der
Heranziehung sei nicht nur zweckmäßig, sondern geradezu
eine Forderung der Gerechtigkeit . Mehr und mehr gelange
man zu der Ueberzeugung , daß die Zahl der Wohlha¬
benden viel zu gering rst, die großen Ausgaben zu decken,
die in steigender Progression an unsere Städte heran¬
treten ; es bleib ^ pichls übrig , als auch die minder be¬
mittelten Klassen gn her Bestreitung dieser Aufwendungen
theil nehmen zu lassen . Man könne wohl sagen , das Ein¬
kommen des kleinen Mansies sei gegenüber dem Ausgabe¬
etat einer Stadt ein seht geringes ; multiplizire man aber
das kleine Einkommen durch dre Zahl der Steuerträger ,
so komme eine so große Summe Heraus , daß die Ge¬
meindebesteuerung sie nicht wohl ignoriren könne. Gewisse
Rücksichten seien dabei allerdings zu nehmen , namentlich
darin , daä bestimmte Grenzen eingehalten und ganz beson¬
ders , daß die richtigen Modalitäten der Besteuerung
gewählt werden . Die direkte Steuer sei nun aber die
denkbar ungeeignetste Besteueruugsart für den kleinen
Mann . Die Zahlung sei npthwendig an , bestimmte Ter¬
mine geknüpft , das setze vorauf, , daß rm voraus daraufhin
gespart werdtz. Dqs Spartalent söi aber gerade bei den
minder bemstMzm

'
, Älgffey Vielfach nicht besonders aüS -

gebilhrh ^ .MkMdie .^ Mahnlisten einer Stadt -

gemyMM -M
'
gus , welche Schwierigkeiten die

Erhebung uoxg ; M BetreibnnMosten seien bei den unteren
SMeMM .MMWißmWg groß .. Daraus folge auch,
wie dtMvralkstreno uNd schädigend hie Erhebung der di¬
rekten Steuern Msturke - Herrn die fortgesetzte Betreibung
könne nur die Folge h- ben, bas Selbstgefühl des kleinen
Mannes zu uvserKabett stvh seine Materielle Existenz zu
gefährden . . - / ^

Auf die hiermit zusammenhängende Frage , M nicht
unter gewissen Voraussetzungen der kleine Mann von
direkten Gemeindesteuern zu befreien sei , wolle Redner
aus dem vom Herrn Berichterstatter angeführten Grunde
jetzt nicht näher eingehen . Er habe aber bei seiner Aus¬
führung das gegenseitige Konkürrenzverhältniß der
Städte im Auge . Jede Stadt , sie sei Fremden - oder
Industriestadt , sei der Konkurrenz ausgesetzt und müsse
heutzutage alle ihre Kräfte mobil machen , um sich in
diesem Kampfe zu behaupten . Nöthige map nun einen
Theil der Städte , auf Einnahmequellen zu verzichten ,
welche anderen offen stehen , so bedeutet dies ihr Unter¬
liegen im Konkurrenzkämpfe . In welch' geringem Maße
in unseren Städten die Quelle der indirekten Besteuerung
ausgebeutet werde , ergebe sich aus der Vergleichung fol¬
gender Zahlen : in Mannheim betrage das Occtroi nur
10 Proz . des Bruttoertrags der direkten Gemeindeab¬
gaben , in Wiesbaden 34 Proz . , in Darmstadt 36 Proz .,
in Straßburg und München aber etwa 83 Proz . Ge¬
rade Mannheim habe scharf zu konkurriren mit den
rheinhessischen Städten , besonders Mainz , Gustavsburg
und Worms , wo die indirekten Steuern sehr ausgebildet
seien . Gehe man in Mannheim nicht in gleicher Weise
vor , so werde Erhöhung der direkten Gemeindesteuern
nöthig fallen , daraus erwachse aber für die Stadt ein
großer Schaden , weil erfahrungsgemäß jeder , der einen
neuen Wohnsitz , zumal für eine industrielle oder Handels¬
niederlassung auswähle , sich sehr sorgfältig über alle ört¬
lichen Verhältnisse und insbesondere auch die direkten Ge¬
meindesteuern zu erkundigen pflege .

Was die Frage der Abwälzung betreffe , so lege
Redner für seine Person keinen so großen Werth darauf ,
ob die Abwälzung thatsächlich stattfinde oder nicht . Er
weise nur darauf hin , daß das Octroi durchschnittlich
nur 2 Proz . des Werthes des belasteten Gegenstandes
betrage . In jedem Falle komme aber dem gegenüber in
Betracht , daß die Städte den Arbeitern erheblich mehr
Arbeitsgelegenheit bieten . Dies komme auch in den
thatsächlich viel höheren städtischen Arbeitslöhnen zum
Ausdruck . Aus diesem Grunde sei es nicht ungerecht ,
auch die unteren Klassen zur Deckung des städtischen Auf¬
wands mit heranzuziehen . Noch eines komme für Redner
in Betracht : keine Genossenschaft gebe es in der Welt ,
die ihren Angehörigen gestatten könnte , nur an den Vor¬
theilen und nicht zugleich auch an den Lasten der Ge -
sammtheit theil zu nehmen ; die weniger bemittelten Kreise
könnten aber nur durch Abgaben auf Gegenstände des
allgemeinen Konsums herangezogen werden . Die Eigen¬
schaft der Reproduktivität komme besonders der in¬
direkten Gemeindesteuer zu ; er erinnere an das , was von
der Stadt ihren Einwohnern geboten werde , an Schulen ,
Turnhallen , Badanstalten u . s . w . In Mannheim seien

25 Proz . der gesammten städtischen Ausgaben der Beffer -
gestaltung des Looses der minderbemittelten Klaffen ge¬
widmet ; er sei stolz darauf und freue sich , daß es in
anderen Städten ähnlich liege . Billig sei es , daß man
nun aber auch verlange , daß diese Klassen auch ihrer¬
seits ihre Pflicht der Gemeinde gegenüber erfüllen .

Weil Redner so großen Werth auf die Freiheit der
Städte in Fragen der Verbrauchsbesteuerung lege , so be¬
dauere er die Einschränkung im Wege der Gesetzgebung ;
er würde diese nur dann für gerechtfertigt halten können,
wenn dargethan wäre , daß jemals die badischen Städte
von dieser Freiheit einen unrichtigen Gebrauch gemacht
haben . Eher sei aber wohl der gegentheilige Vorwurf
berechtigt , daß sie es bisher versäumt haben , die indirekte
Besteuerung zu entwickeln . Während nämlich z. B . in
Mannheim von 1861 bis 1892 das Umlagebetreffniß prö
Kopf auf das Vierzehnsache gestiegen sei , sei in der gleichen
Zeit das Betreffniß der indirekten Abgaben sogar etwas
zurückgegangen ; das Fazit seien 8 Millionen Schulden
und dringende Ausgaben im Betrage von 6 — 7 Millionen .
Diese Lage gebiete , zu derjenigen Steuer zu greifen , die
am wenigsten hart treffe . Zu bedauern wäre es , wenn
jetzt mit einem Male in die Weiterentwickelung der in¬
direkten Besteuerung hemmend eingcgriffen werden solle,
wenngleich auch keine Stadt zur Herabsetzung ihrer der¬
maligen Verbrauchssteuer genöthigt werde . Denn Niemand
wisse, wie sich die Verhältnisse in Zukunft gestalten und
ob nicht vielleicht andere erhebliche Gründe künftig für
die Einführung weiterer Verbrauchssteuern sprechen werden .

Eine Beschränkung sei wohl nöthig , eine solche sei aber
gegeben durch die Stellung der Parteien innerhalb der
Gemeinde . Man erzähle sich von einer Stadt , daß dort
eine Partei das Octroi so lange bekämpft habe , als sie
nicht am Ruder war , und dann , als sie an 's Ruder ge¬
langte , die Vorgefundene Einrichtung wohl in Ehren ge¬
halten habe . Diese Partei , die jetzt nicht mehr die leitende
sei, werde stets ein scharfes Auge auf das Octroi haben ,
wie ja auch die in der letzten Tagung des Landtags von
ihr ausgegangene Anregung zeige . Neben dieser Be¬
grenzung gebe es aber schon jetzt eine weitere , die Redner
viel mehr Vertrauen einflöße : vie Aufsicht der Großh .
Regierung . Nach den gegenwärtig geltenden Bestimmungen
habe die Großh . Regierung es in der Hand , ab - und
zuzugeben ; wenn neue Anforderungen an die Gemeinde
herantreten , so werde die Großh . Regierung je nach Um¬
ständen einer Erhöhung der Verbrauchssteuer nicht wider¬
streben . Setze aber das Gesetz Schranken , so sei das
ausgeschlossen .
j Ein Punkt in dem Entwürfe , wie er aus der Berathung
des ättoern Hohen Hauses hervorgegangen , sei Redner
sehr wenig sympathisch : die differentielle Behandlung der
Städte untereinander . Er könne sich nicht davon über¬
zeugen , daß die Städte nicht mit gleichen Waffen ausge¬
rüstet sein sollen . Wenn bisher eine Stadt von der Ein¬
führung de- Octrois abgesehen habe , so folge daraus
nicht, daß hier auch künftig kein Grund für die Einfüh¬
rung eintreten werde , im Gegentheit sei anzunehmen , daß
hier einmal ganz dieselbe Phase der Entwickelung ein¬
treten werde , welche in anderen Städten die Einführung
schon früher bedingte . Gleiche Behandlung aller Städte
sei billig .

Neben manchen Schattenseiten habe der Entwurf auch
sein Gutes , so vor allem , daß künftig gestattet werden
solle, die Verbrauchssteuer nicht mehr nur auf bestimsilte
Frist , sondern auf unbestimmte Zeit zu bewilligen . Wer
gesehen habe , welchen Schaden gerade diese bisherige Be¬
schränkung gestiftet habe , müsse schon deßhalb das Gesetz
für der Annahme werth erachten . Redner werde für das
Gesetz stimmen .

Frhr . Ferdinand v . Bodman nimmt hinsichtlich der
grundsätzlichen Anschauungen einen von dem des Vor¬
redners verschiedenen Standpunkt ein . Darüber , daß ,
soweit möglich , nicht auch nöthige Verbrauchsoegenstände
mit Abgabe belastet werden sollen , sei er mit der Auf¬
fassung der Großh . Regierung völlig einverstanden . Vor¬
redner habe die Möglichkeit betont , daß man künftig sich
zur Neueinführung von Verbrauchssteuern genöthigt sehen
könne . Auch in den Verhandlungen des preußischen Ab¬
geordnetenhauses sei darauf hingewiesen worden , wie un¬
möglich es sei , die Bedürfnisse der Städte nur aus den
direkten Steuern zu decken , weil sonst die Auswanderung
aller hervorragenden Kapiialkräfte , namentlich aus den
Industriestädten zu befürchten wäre . Der preußische
Finanzminister habe eine Ausdehnung der Getränkesteuern
für die Gemeinden i » Aussicht gestellt ; diese werde sich
aber doch nur in gewissen Grenzen bewegen . Aus der
Besteuerung von Luxusgegenständen werde man nach der
Natur der Sache große Mittel nicht gewinnen können .
Eine vollständige Untersagung des Octroi auf Brod und
Mehl würde Redner außerordentlich sympathisch sein . Es
sei indessen erfahrungsgemäß richtig , wenn man annehme ,
daß die Aufhebung jener Abgaben lediglich zu Gunsten
der Bäcker und Müller ausfallen würde . Diese benützen
jede Gelegenheit , den Verkaufspreis zu steigern im Miß -
verhältniß zu den Getreidepreisen . Die Mehl - und Brod -
steuer werde also zweifellos auf die Konsumenten über¬
wälzt . Brod sei ein nothwendiges Lebensmittel , je ge¬
ringer die Wohlhabenheit , desto größer der Brodkonsum .

Was die Abwälzung der Verbrauchssteuer auf die Land¬
wirthschaft belange , so habe Redner keinen Zweifel , daß
der Landwirth , wie in vielen Fällen , so auch hier der
schwächere Theil sei. Aber gerade bei Getreide und Mehl
werde die Frage praktisch sehr wenig zur Geltung kommen,
denn in den Städten werde der Verbrauch zum großen
Theil durch ausländisches Getreide gedeckt . Mit der Aus¬
führung des Herrn Präsidenten des Ministeriums des
Innern stimme Redner darin nicht überein , daß der
gegenwärtige geringe Getreidezoll das Brod vertheuere .
Im großen und ganzen sei es klar , daß ein so geringer



Zoll auf den Brodpreis einen Einfluß kaum ausübe ,
oder doch nicht auszuüben berechtigt sei ; von den Bäckern
werde er freilich als Vorwand benützt , um theuere Preise

zu machen.
Die agrarische Seite sei von sehr viel größerer Be¬

deutung da, wo die einheimische Landwirthschaft das An¬

gebot bewirke : bei Milch , Butter und Kartoffeln ; hier
sei es gewiß richtig , daß daß die einheimische Landwirth¬
schaft das Octroi zu tragen hätte .

Grundsätzlich sei Redner also für die Octroifreiheit
von Brod und Mehl . Die Großh . Regierung habe den

Besitzstand der Städte geachtet . Redner anerkenne diese
Schonung , könne sich aber nicht dem Standpunkt nähern ,
daß es nicht doch eine Härte und Unbilligkeit sei, die
verschiedenen Städte ungleich zu behandeln . Wenn in
Mannheim 1 M . 40 Pf . erhoben werden , so müsse dies
für die Zukunft auch den anderen Städten gestattet
werden . Etwas anders verhalte es sich mit der Unter¬
sagung des Octrois aus Mehl u . s . w . in jenen Städten ,
wo solches bisher noch gar nicht erhoben wurde . Da¬

gegen sei es unbillig , die Gemeinden , die bei Einführung
der Verbrauchssteuer auf die unteren Bevölkerungsklaffen
Rücksicht genommen hatten , dafür zu bestrafen , indem
man den hier gerade zufällig bestehenden Zustand ein
für allemal festlege . Deßhalb sei in der Kommission die
Ansicht ausgesprochen worden , es sei nur ein Maximalsatz
festzustellen, und man habe der Großh . Regierung die
Zustimmung leichter machen wollen , indem man die Unter¬
sagung für die Gemeinden billigte , in denen es z . Z .
noch kein Octroi auf die fraglichen Gegenstände gebe.

Die Bedeutung , welche dem Striche des von der
zweiten Kammer beschlossenen Zusatzes zukomme, sei
übrigens nicht so groß , weil die Einführung jeder Ver¬
brauchssteuerordnung auch künftig immer noch der Staats¬
genehmigung bedürfe . Redner möchte glauben , daß es
für die Großh . Regierung eher erwünscht sein sollte , ihre
Entschließung je nach den Bedürfnissen der einzelnen Stadt
individualisiren zu können .

Auf die Frage der Umlaaebefreiung der unteren Klaffen
wolle er nicht eingehen , well auch er derselben eine so
große Tragweite beimesse, daß sie nicht nur nebenbei er¬
ledigt werden dürfe .

Eine Gegenkonzession glaubte die Kommission der Großh .
Regierung , in noch erheblicherem Maße als die zweite
Kammer geboten zu haben , indem das Verbot der Be¬
steuerung von Milch , Butter und Kartoffeln beigefügt
wurde .

Was den Höchstsatz bei Fleisch betreffe , so billige er ,
daß die Großh . Regierung nicht weiter gegangen sei ,
denn nach der Art der Erhebung der Abgabe vom Fleisch , ^
welche pro Stück entrichtet werde , vollziehe sich die Ab¬
wälzung hier viel leichter zu Ungunsten gerade der wohl¬
habenden Klassen , welche die theueren Stücke des Schlacht -
thieres konsumiren . In der Hauptsache freilich trage der
Landwirth die Abgabe ; der Schlächter erhebe sie zwei¬
mal , zuerst vom Verkäufer und dann vom Konsumenten .

Anzuerkennen sei, daß die Abgabe für Heizmaterial
nicht beschränkt wurde , denn wenn die wohlhabenden
Klaffen von einem Gegenstände mehr Gebrauch machen
als die anderen , so treffe das gerade hier zu . Die Be¬
legung des Heizmaterials mit Verbrauchssteuer wirke
geradezu progressiv .

, Ministerialpräsident Geh . Rath Eisenlohr weist gegen¬
über den Bedenken des Geh . Kommerzienraths Dissens
darauf hin , daß die Regierung weit entfernt sei, vom
Octroi für die Zukunft absehen oder auch dessen Ertrag
schmälern zu wollen . Auch die Befürchtung sei nicht be¬
gründet , als ob in Zukunft überhaupt eine Erhöhung
des Octrois nicht zulässig sein solle . Das beabsichtigte
Verbot der Erhöhung beziehe sich nur auf die gegen¬
wärtigen Abgabesätze für Mehl , Getreide und Schwa . z-
brod , nicht aber auf das dermalige Verhältniß zwischen
dem Aufkommen der Verbrauchssteuern und jenem der
Amlagen . Mannheim werde nicht gehindert sein, anstatt
200 OM M . künftig neben einer Umlage von 1 */z Milli -
onen 500 000 M . Verbrauchssteuern zu erheben . Wenn
Mannheim bis vor kurzem nur 17des Umlagebetrags
durch indirekte Abgaben deckte, so liege darin kein Billig -

keitsgrund dafür , in Freiburg , wo dies Verhältniß schon
43 ° /o betrage , eine weitere Erhöhung des Mehloctrois
auf die Mannheimer Beträge zuzulassen .

Hosrath l) r . Rümelin erinnert an den Streit der

Jurisprudenz über den Grund des Besitzschutzes im Civil -

recht. Wenn im vorliegenden Gesetzentwürfe der Besitz¬
stand auf dem öffentlich rechtlichen Gebiete der Gemeinde¬

besteuerung geschützt werden solle, so sei dies noch viel

schwerer zu rechtfertigen , als der Schutz sonstiger Besitz¬
verhältnisse . Wenn die Besteuerung von Mehl und Ge¬
treide an und für sich angemessen sei, dann könne man
auch keine gesetzlichen Schranken für dieselbe aufrecht er¬

halten . Nur wenn die Annahme begründet wäre , daß
die Besteuerung dieser Gegenstände nicht gerechtfertigt
sei, könne man zu einer gesetzlichen Einschränkung gelangen .
Darüber besiehe kein Zweifel , daß eine Einigung der

verschiedenen Ansichten nicht möglich sei . Bedenklich sei es
aber , eine gesetzgeberische Maßnahme auf eine Ansicht
zu stützen, die nicht von allen Faktoren der Gesetzgebung
getheilt werde . Der Bericht der Zweiten Kammer spreche
sich im Gegensatz zur Anschauung der Großh . Regierung
dahin aus , daß die Erhöhung der Verbrauchssteuer eine

Preissteigerung nicht bedinge . Das Gesetz würde sich
also auf eine Anschauung stützen, die keineswegs von
allen Seiten getheilt werde .

Bedenklich sei, daß durch den Entwurf , wie er aus den

Beschlüssen der Zweiten Kammer hervorgegangen sei, eine

Mißbilligung der Octroierhebung von Mehl und Brod
ausgesprochen werde , während dieselbe fast in allen grö¬
ßeren Städten thatsächlich stattfinde . Jedenfalls könne
man aber nicht zu dem Resultat gelangen , daß man die

Ausschließung jener Gegenstände von der Verbrauchs¬
steuer im Wege der Gesetzgebung ausspreche , da man
nicht wissen könne, wie sich in Zukunft die Gemeindever¬
hältnisse gestalten werden ; möglicherweise könne in einer
Gemeinde eine Nothlage eintreten , die im konkreten Fall
die Erhebung nothwendig mache. Redner wundere sich,
weßhalb die Großh . Regierung sich so entschieden gegen
den Strich der von der Zweiten Kammer eingeschalteten
Beschränkung erkläre , während sie doch in der Lage wäre ,
bei der Entschließung über die Ertheilung der Staats¬
genehmigung in jedem Falle einzuwirken . Weßhalb wolle
man sich an eine gesetzliche Bestimmung von vorn herein
für alle Fälle binden , wenn die Regierung doch in der
Lage sei, nach freiem Ermessen die ihr erforderlich
scheinenden Rücksichten zu nehmen . Eine Ungleichheit
zwischen den Gemeinden ^werde jedenfalls insofern ent¬
stehen, als diejenigen Gemeinden , welche noch keinen Be¬
schluß gefaßt haben , durch das Gesetz gebunden würden .
Diese Bestimmung werde immer als eine Härte empfunden
werden . Die Gemeinde freilich, die überhaupt gar keinen
Versuch machen werde , eine Abgabe der fraglichen
Art einzuführen , werde von der Beschränkung nicht be¬
rührt . So oft aber eine Gemeinde künftig in die Lage
komme, einen solchen Versuch zu machen , so werde man
ihr entgegenhalten , daß das jetzt nicht mehr sein dürfe .
Auf den Konkurrenzkampf der Städte sei bereits hinge¬
wiesen worden . Auch in dieser Hinsicht sei eine Benach -
theiligung eines Theils der Städte zu befürchten . Von
Redners Standpunkt würde es konsequent sein , beide be¬
schränkenden Bestimmungen — sowohl , das Verbot der
Neueinführung als das der Erhöhung der Abgabe von
Mehl u . s. f . — zu streichen. Gleichwohl habe er sich
in der Kommission schließlich für fias Kompromiß aus¬
gesprochen, da er in der zweiten dieser Bestimmungen
eine besondere Härte erblicke . Wenn der Herr Minister
in der Lage wäre , Preise auszutheklest für die weitgehendste
Berücksichtigung der Tendenzen der Großh . Regierung - in

,Bezug auf die städtischen Verbrauchssteuern , so wäre
gewiß die Stadt FrHyrg in erster Linie zu berück¬
sichtigen. Sie erhebe vom Mehl nur 80 Pfennig . Für
dies besonders schonende Vorgehen erhalte sie aber keine
Belohnung , sondern einen Nachtheil , indem ihr für die
Zukunft jeder weitere Schritt verboten werde . Ferner
komme für Redner in Betracht, , daß die Vertreter der¬
jenigen Gemeinden , die kein Octroi auf die fraglichen
Gegenstände legen, der vorgeschlagenen bezüglichen Be¬
stimmung keinen besonderen Widerstand entgegengesetzt
habe » . Weuu also die Großh . Regierung , mud die Ver¬
treter der Gemeinden nichts dagegen zu LristMn haben ,
so .wolle Redner seinerseits . nicht wWr Miftrstzvechen .
Bei der nochmaligen Berathlttig ftn ggdeiirn HÄenWause
werde übrigens den Betheikrgten Gelegenheit gMheN fei»,
ihre Einwendungen nachzuhoktn . , RMA .Iderde fstrHen
Kommissionsantrag stimmen .

'
,

Geh . Kommerzienrath Diffene stellt fest , daß er sich
nur gegen die in Z 78 vorgesehene Bindung der Sätze
für eine Reihe von Gegenständen erklärt habe .

Kommerzienrath Sander steht auf dem Standpunkt ,
daß er es als Ungerechtigkeit empfinde , wenn die Städte ,
die thatsächlich bis jetzt von der Erhebung eines Octrois
ans Mehl u . s. w . abgesehen haben , durch das Gesetz
verhindert werden sollen , jemals ein solches Octroi ein¬
zuführen . Speziell in Lahr sei schon oft die Frage auf¬
geworfen worden , ob ein solches einzuführen sei ; dabei
habe man sich stets gesagt , daß ein nennenswerther Er¬
trag nur dann erzielt werde» würde , wenn man auf die
nothwendigen Lebensmittel Octroi lege , was gerade jetzt
verboten werden soll . Man habe von der Einführung
im Interesse der Arbeiter abgesehen . Redner pflichtet
dem Herrn Minister darin bei, daß es für die Arbeiter¬
familie eine einschneidende Belastung sei, wenn vom Brode
Octroi bezahlt werden solle. Andererseits sei es wünschens -
werth , daß die Arbeiter irgend welche direkte Gemeinde¬
steuer zahlen . Eine kleine Erhöhung der Umlage treffe
die kleinen Leute nur mit einem nach Pfennigen be¬
messenen Betrage . In Lahr habe man keineswegs die
Beobachtung gemacht , daß die Arbeiter nicht zahlen
können ; die Beibringung der Umlagen habe keine Schwie¬
rigkeiten gemacht . Schwächer aber sei der Einwand , es
liege eine besondere Härte für eine Stadt wie Freiburg ,
welche das Octroi nun einmal schon habe , darin , daß
ihr für die Zukunft eine Grenze gezogen werde . Es
handle sich um eine mehr oder weniger soziale Frage
und man werde sich in nächster Zeit noch mit ganz
anderen Fragen sozialer Natur befassen müssen . Am
liebsten würde es Redner sehen , wenn künftig gar keine
Steuer mehr von Brod und Mehl erhoben würde . Für die
Stadt Freiburg werde die von der Zweiten Kammer be¬
schlossene Beschränkung keinen großen Schaden bringen ;
kein Mensch werde aus einer so schönen Stadt , die so
vieles biete wie Freiburg und seine Universität , wegen
einer kleinen Umlageerhöhung wegziehen .

Redner sei deßhalb für die Vorlage , wie sie aus den
Beschlüssen der Zweiten Kammer hervorgegangen sei.

Hiermit schließt die allgemeine Diskussion .
Zu Artikel 1 bis § 78 ergreift das Wort Frhr .

v . Göler . Er theilt 'die Ansicht des Vorredners . Er
habe sich vorgenommen , einen Antrag auf Wiederherstel¬
lung der von der Zweiten Kämmer beschlossenen Fassung
bezüglich des Schluffes des Absatzes 2 zu stellen , während
er mit dem Zusatze am Anfang durchaus einverstanden
sei . Er sehe in dieser Sache keine agrarische Frage von
großer Bedeutung , sondern mehr eine soziale Frage .
Immerhin komme ein gewisses agrarisches Interesse in
Betracht und jede auch noch so kleine Erleichterung für
unsere kleinen Landwirthe sei mit Freuden entgegenzu¬
nehmen . Deßhalb freue er sich auch .über die Aus¬
schließung von Kartoffeln , Milch und Speisefetten , sowie
darüber , daß auch Getreide , Mehl und Schwarzbrot » im

allgemeinen ausgeschlossen werden sollen. Er freue sich
darüber zugleich auch für die arme Bevölkerung in den
Städten . Die Maßnahme sei eine soziale Nothwendigkeit .
Ob Ueberwälzung in dieser oder in jener Weise statt¬
finde , sei schwer zu entscheiden; jedenfalls habe Freiherr
v . Bodman recht, wenn er den Händler als einen Mann
mit einem Januskopf schildere. Weil dem so sei . so
sollte man die vorliegende Gelegenheit wahren , demselben
einen weiteren Gewinn auf Kosten anderer abzuschneiden .

Es frage sich , wie man sich denjenigen Städten gegen¬
über verhalten solle , die bereits ein Octroi auf Mehl .
Getreide und Schwarzbrov haben . Im Prinzip sei es
richtig , wenn keine Stadt diese Gegenstände mit neuen
Abgaben belaste — Redner wäre sogar geneigt , den
Städten auch das bisher darauf lastende Octroi zu neh¬
men , erkenne aber an , daß dies ein tiefer Eingriff in
ihre wirthschaftlichen Verhältnisse wäre . Eine Unbillig¬
keit sei es aber , wenn man zulasse, daß in einigen Städten
die bisherigen Sätze noch erhöht werden , während man
anderen die Einführung gänzlich verbiete .

Er stelle deßhalb den Antrag , in Absatz 2 deS
§ 78 nach den Worten „Kuh 3 M .

" — die von der
Zweiten Kammer beigefügten , von der Kommission
gestrichenen Worte : „Für Mehl , Getreide und
Schwarzbrod überdies die bei Eintritt der
Wirksamkeit dieses Gesetzes in der einzelnen
Gemeinde bestehenden Abgabesätze " — wieder
einzuschalten .

Der Berichterstatter , Präsident Ilr . Wielandt , erklärt
sich auf eine Anfrage des Durchlauchtigsten Präsidenten
gegen nochmalige KommissionSberathung .

Der Antrag des Frhrn . v . Göler wird hierauf , gegen
sieben Stimmen , abgelehnt und sodann der Kommis -
fiousantrag mit neun gegen sieben Stimmen ange¬
nommen .

Zu den übrigen ZZ des Artikels 1 und zu Artikel 2
ergreift Niemand das Wort .

Das ganze Gesetz wird hierauf in der von der
Kommission vorgeschlagenen Fassung in namentlicher Ab¬
stimmung einstimmig angenommen .

Präsident vr . Wielandt erstattet sodann namens
der Kommission für Justiz und Verwaltung Bericht über
den Entwurf eines Gesetzes , betreffend die Abänderung
des Gesetzes vom 4 . Juni 1888 , die Gebühren in Ver »
ivaltungs - und verwaltungsgerichtlichen Sachen
betreffend .

Der Gesetzentwurf beschäftige sich mit einigen Ab¬
änderungen des Gesetzes , welches künftig als „Ver¬
waltungsgebührengesetz " bezeichnet werden solle. Die
Aenderungen seien nicht von erheblicher Bedeutung , dem
entspreche auch die Kürze des gedruckten Kommissions¬
berichts . Redner will sich darauf beschränken, auf dessen
Inhalt zu verweisen und nur drei erheblichere Punkte
des Entwurfs hervorheben :

1 . schlage der Entwurf eine Erhöhung der WirthschaftS «
taxen vor ; mit der Tendenz dieses Vorschlags sei
Redner völlig einverstanden ;

2 . sei eine Erhöhung der Taxe für Jagdpäffe vor¬
gesehen ; die Erhöhung von 20 auf 25 M . für
Inländer sei von finanzieller Bedeutung , insoferne
der Gesetzentwurf im ganzen eine Mindereinnahme
zur Folge haben werde . welche zum größten Theil
durch die fragliche Taxerhöhung ausgeglichen werde ;
von besonderer Bedeutung sei sodann die Erhöhung
der Jagdpaßtaxe auf 50 M . für Ausländer ;

3 . sei bemerkenswerth , daß die Großh . Regierung eine
Entlastung der Gemeinden einführen wolle , indem
in Angelegenheiten der Staatsaufsicht über die
Gemeinden und Kreise Sportelfreiheit vorgesehen sei.

Die Kommission stelle einstimmig den Antrag :
Hohe Erste Kammer wolle dem vorgelegten Gesetz¬

entwürfe in der von der Zweiten Kammer beschlossenen
Fassung ihre Zustimmung ertheilen .

Zur Generaldiskussion ergreift Niemand das Wort .
Beim Aufruf der einzelnen Bestimmungen erklärt

zu VI des ersten Artikels Kommerzienrath Sander , er
könne nur billigen , daß die Jagdpaßtaxe für Reichs¬
ausländer wesentlich erhöht werde , besonders weil er
diese Erhöhung durchaus nicht als Prohibitivtaxe auf¬
fasse . Das könne sie nicht sein . Denn für die Leute ,
die aus Belgien , Frankreich rc . nach Baden kommen , sei
das Jagdvergnügen ohnedies so kostspielig , daß sie sich
auch durch die Taxe von 50 M . nicht stören lassen .
Die Erhöhung der Taxe bedeute eigentlich nichts anderes ,
als daß wir ihnen die Sicherheit ihres Jagdvergnügens
in noch weiterem Umfang garantiren . Insofern würde
Redner auch einer Erhöhung auf IM M . zugestimmt
haben . Für jetzt seien 50 M . immerhin genug , wenn
man auch in Zukunft wohl weiter gehen werde im Sinne
der Luxusbesteuerung .

Bei dieser Gelegenheit möchte er eine Anfrage an die
Großh . Regierung richten , ob nicht in der Bezahlungs¬
weise der Taxe eine Aenderung gemacht werden könnte .
Bei uns bestehr das Borgsystem : zuerst werde der Jagd¬
paß ausgefolgt und später erst die Sportel bezahlt . Bei
den Jagdpässen auf ein Jahr gleiche sich dies wohl aus ,
bei Wochenjagdpässen sei aber die Thatsache bemerkens¬
werth , daß man oft erst lange Zeit , nachdem man von
dem Jagdpasse Gebrauch gemacht, die Sportel zu ent -
richten habe . In Elsaß -Lothringen werde der Jagdpaß
erst gegen die Quittung des Steuereinnehmers ausgefolgt ,
in Hessen werde die Taxe im Voraus unmittelbar an daS
ArerSamt bezahlt . Redner fragt an, ob bei uns eine ähn¬
liche Einrichtung wenigstens für Wochenjagdpässe ein -
geführt werden könnte.

Ministerialpräsident Geh . Rath Eisenlohr glaubt , daß
dem Wunsche des Herrn Vorredners ein Hinderniß in
sofern entgegenstehe, als bei den Bezirksämtern kein Geld¬
verkehr stattfinde , die Zahlung also stets vorher beim



Accifor erfolgen müßte . Vorausbezahlung der Taxe sei
bisher nur bei Ausländern verlangt worden . Wenn Werth
darauf gelegt werde, daß dies auch bei Inländern geschehe ,
so sei an sich wohl nichts dagegen einzuwenden , obwohl
ein Bedürfniß dafür nicht erkennbar scheine .

Es folgt die Berathung über den Bericht der Kom¬

mission für Straßen und Eisenbahnen über die Bitte

einer Anzahl Einwohner der Gemeinde Hofsgrund , der

Stadtgemeinde Todtnau und der Gemeinde Muggen¬
brunn um Bewilligung eines Staatsbeitrags zur Der-

besserung des Kreisweges Halden — Nothschrei.
Der Berichterstatter , Graf v . Hennin , hat dem ge¬

druckten Kommissionsbericht in sachlicher Beziehung nichts

hinzuzufügen . Persönlich möchte er noch den Wunsch

beifügen , daß die Großh . Regierung der Petition freund¬

lich entgegentreten und die Sache einer wohlwollenden

Prüfung unterziehen möge . Er verhehle sich nicht , daß

es nicht leicht sei . die etwas zerfahrene Angelegenheit
wieder in die rechten Wege zu leiten und die verschiedenen
Gemeinden für die Sache zu interessiren.

Ministerialpräsident Geh . Rath Eisenlohr sagt aber¬

malige Prüfung der Angelegenheit zu , um so mehr , als

es sich nur um die Verbindungsstrecke vom Schauinsland

zum Nothschrei handle , falls die Stadt Freiburg bereit

sei . die Straße auf den Schauinsland zu bauen.

Frhr . Ferdinand v . Bodman bestätigt, daß die Stadt

Fceiburg den Straßenbau bis zum Gipfel des Schau¬
insland bereits beschlossen habe. Von einem Punkte dieser
neuen Straße aus werde sich eine fast horizontale Ver¬

bindung mit dem Nothschrei ermöglichen lassen. Dieselbe

liege auch im Interesse des Verkehrs mit Todtnau . In¬

folge der Herstellung der neuen Schauinslandstraße werde

der Verkehr sich steigern. Später werde wohl auch eine

Verbindung nach dem Feldberg nicht ausgeschlossen sein.
Der Antrag der Kommission, die Petition der Großh .

Regierung zur Kenntnißnahme zu überweisen , wird ein¬

stimmig angenommen.
Frhr. Franz v . Bodman berichtet namens der gleichen

Kommission über die Bitte des Gemeinderaths von Ach-

dorf , den Straßenbau von Achdorf an die Bahnlinie

Waldshut— Jmmendingenbetreffend. Nach dem verlesenen
Berichte schildert die Petition den schlechten Zustand des

Weges Achdorf—Fützen, -für dessen Verbesserung Achdorf
die nöthigen Mittel nicht aufbringen könne , und bittet um

Unterstützung des Anliegens bei der Großh . Regierung.
Die Kommission entnimmt dev Akten , daß bereits 1880/83
für Achdorf und einige andere kleine Orte eine Verbin¬

dungsstraße an die Straße Bonndorf—Hüfingen mit er¬

heblichem Aufwand erbaut worden ist und daß der jetzt
erbetene Straßenbau 82 300 M . kosten würde, und kann

einen so kostspieligen Bau , bloß um der kleinen Gemeinde

Achdorf eine bessere Verbindung mit der Bahn zu ver¬

schaffen, nicht für gerechtfertigt halten .
Die Kommission beantragt daher , über die Petition

zur Tagesordnung überzugehen.
Dieser Antrag wird ohne Diskussion einstimmig an¬

genommen .

Nach kurzer Besprechung über die Tagesordnung der
nächsten Sitzungen, welche am 8. und 9. Juni stattfinden
sollen , wird die Sitzung vom Durchlauchtigsten Präsi¬
denten um ^ 12 Uhr geschloffen.

Grotztzxrzogttzum DsdeL.
ÜD Mannheim , LS. Mai . (Bürgerausschaßvorlagen .)

In der am 5. Juni staltsindenden Sitzung des Bürgerausschuffes
werden u . a . zwei Vorlagen des Skadrratbs »ur BeratLung ge-

langen , die für die Ausschmückung und deu Ausbau unserer Stadt
von Wichtigkeit sind . Das eine Projekt bezweckt die Erfüllung
eines LiebringswunscheS der Mannheimer Einwohnerschaft, näm¬
lich die Umwandlung des Paradeplatzes in eine öffentliche Anlage,
wozu eine Summe von 23 000 M - erforderlich ist - Der Stadtrath
batte schon vor etwa vier Jabren dem Bürgerausschuß eine ähn¬
liche Vorlage unterbreitet , j-doch war dieselbe damals a >s finan¬
ziellen Gründen abseledut worden ; die Annahme der jetzigen
Vorlage durch den Bürgerausschuß scheint gesickert, nachdem bei
der letzten Bndgetberarbung der von einem Stadtverordneten ge¬
äußerte Wunsch »ach Umwandlung des Paradeplayes in eine
Anlage ollsritiger Sympathie begegnete . Zugleich soll » er Parade -
vlatzdrunnen eine wertere Ausschaltung erfahren. Der Brunnen
kommt die Stadt recht ttzeuer zu sieben , da in den letzten fünf
Jabren bereits 80OM M - für den Ausbau desselben durch Sie
Stadt verausgabt worden sind . Der angebrachteFigurenschmuck
hat zwar zur Verschönerungdes Denkmals wesentlich vcigetragen,
allein diese Form befriedigt den Beschauer nur nach einer Richtung
hin . Der Abstuß des WafferS, welches dir Figuren an verschie¬
denen Stellen theils sprinveyd, tvrilS fließend spenden , läßt noch
zu wünschen übrig .' Es ist deßhalb rin neues Projekt ausgestellt
morden , welckeS dahin gebt , den ganzen Brunnen in ein Bassi»
zu stellen , welches dir?abMessrnde« Wasser aufsäogt und zur Ab¬
leitung bringt ! WKrentr . deute di« Wüster in deu großen Granit¬
schalen dem Auge entzogM iPiydetz, Wen dieselbe» känstig durch
verziert« an den Schicken ^angebracht« Oeffaungeu nochmals zu
Tage treten und auf die Hgsiirfläche des Varüntec onzulegenden
Bassins ausschlagep . Mrs ' diese Weise wird bewirkt, daß das
Wasser bis auf dtzii Boden in Master Bewegung dem Auge des
Beschauers sichtbar bleibt. Dili Kostest der Neüherstrllnng betragen
13 OM M . Die zweite Vorlage betrifft die Ausschreibung einer
Preiswettbrwerdulig behufs Erlangung von Plänen für eine
monumentale Bebauung des Wäfferlbnrmvlatzes- Kür die drei
besten Arbeite» sollen Preise auSgesetzt Weeden in Höhe von
4000, 3000 und 2000 M . Außerdem wird brr Stadtrath beson¬
ders werthvolle , nicht p, « »gekrönte Arbeiten ankaufen. Da der
Wasferchurm einen mächtigen Monumentalbau bildet , glaubt der
Stadtrath , daß es zur^ würdigen Ausgestaltung des vornehmen
und sLön gelegenen WqffefHutwplatzrS unbedingt notwendig
ist, die den Wafferchurw uMsseL̂ nben Straß in ebenfalls in einer
einheitlichen msstliurnetatert Mise aüszilbaai « . Zur Erstehung
dieses Zweckes erachtet der Stadtrath die Ausschreibung eine-
Preisweltbewerbes für den Wien Wegs

iefentyalll W , Mai . (AuSsicht » tburm .
iT, 'chei?Ä ekH « Vseist s- v» d . fv»d die Eröffnungsfeier

BürgerlicheRechtspflege.
Oeffentliche Zustellung.

J '676.1. Nr . 6092 . Karlsruhe .
Louis Brandt , Baumaterialien - und
Hvlzhandlung in Ludwigshafen a . Rh . ,
vertreten durch-Rechtsanwalt B . Baum¬
stark hier , klagt gegen den vr . W Kues ,
als früheren Inhaber der Ettlinger
Kunstdüngerfabrik vr . W . Kues, z. Zt .
an unbekannten Orten , aus Auftrag
vom 2l . Oktober1893, mit dem Antrag
auf Berurtheilung des Beklagten zur
Zahlung von 475 Mk . nebst 6 Procent
Zinsen vom 21 . Oktober 1893 an und
aufvorläufigeVollstreckbarkeitserklärung
des Urtheils gegen Sicherheitsleistung,
und ladet den Beklagten zur mündlichen
Verhandlung des Rechtsstreits vor die
Kammer für Handelssachen des Großh .
Landgerichts zu Karlsruhe auf
Mittwoch den 26 . September 1894,

Vormittags 9 Uhr ,
mit der Aufforderung , einen bei dem
gedachten Gerichte zugelafsenen Anwalt
zu bestellen .

Zum Zweckeder öffentlichen Zustellung
wird dieser Auszug der Klage bekannt
gemacht .

Karlsruhe , deu 25 . Mai 1894 .
vr . von Bohlen und Halbach ,

Gerichtsschrciber des Gr . Landgerichts.
Konkursverfahren.

J '677 . Konstanz . In dem Kon¬
kursverfahren über das Vermögen des

Kürschners Hermann Bcrgnerin Kon¬
stanz ist m Folge eines von dem Ge-

meinfchuldner gemachten Vorschlags zu
einem Awangsvergleiche Bergleichs¬
termin auf

Freitag den 15 . Juni 1894 ,
Vormittags 9 Uhr ,

vor dem Großh . Amtsgericht Hierselbst
anberauwl .

Konstanz, den 25 . Mai 1894 .
A . Bur,er ,

Gerichtsschreiberdes Gr . Amtsgerichts.
J '686 . Nr . 5984 . Wertheim . Ju

dem Konkursverfahren über das Ver¬
mögen des Kaufmanns Hermann
Grünstein von Wertheim ist Termin
zur Prüfung der nachträglich angemel¬
deten Forderungen auf

Mittwoch den 6. Juni l. I .,
Vormittags 9 Uhr ,

vor Gr . Amtsgericht dahier bestimmt.
Wertheim, 25 . Mai 1894 .

Gerichtsschreibrrei Gr . Amtsgerichts.
Keller .

J '626 . Nr . 24,046. Heidelberg .
Das Konkursverfahren über das Ver¬
mögen des MetzgerS August Sieb in

Heidelberg wird nach erfolgter Abhal-

> hx« WirjenlMŝ W, M
. Ulfs4stisAtstLS . v . , u»» o,« arrogrmngS7eier

d«> neuen Thurms aus tztr Hohr» Möhr statt » za> welcher auch
der Neftar und MsMvr ke» S «l»» ach» a !dvernns , Geh. Hosrath
vr . Behaghel . tv^ dse weni, günstigenWitterung , die keine
lohnende Fernsicht zuließ, nebst viele» Gästen aus der Umgegend
und Delcgirten verschiedener Sektionen erschienen war . Der
Vorstand der Sektion Schopfheim übergab den Thurm der Für¬

sorge der zunächstliegenden Gemeinde Roilback. Nack grupven-
weiier Besteigung des Thurmes vereinte ein fröhliches MM di«
Festtheilnehmer im Kursaale der Schweigmatt — Am gleichen
Tage fand in Schopfheim ein Kirchengesangfcst statt , an dem
sich die evangelischen Kirchenchöre Löcrack . Schopfheiw , Säckingen,
Neuenweq . Mura und Tegernau betheiligten. Sowobl die von
Herrn Dekan Fischer von Maulburs dirigirten Gelammt-
chöre der etwa 200 Sänger und Sängerinnen , als auch di«
Einz --lcköre legten schönes Zrugniß ab von den seit letztem
gemeinsamen Feste gemachten Fortschritten. Die Festrede über
die Bedeutung des Gesangs und dessen Wirkung aus das
Gemütbsleben des Christen hielt Herr Pfarrer Muls 0 w von
Brambach.

Q2 Dom Bobeufee , 26. Mai . (Haushaltungsschule .
— Hvlzversandt ) Die KreiShausbaltungsschule Radolfzell
hat ihren Sommerkursus kürzlich begonnen und es sind die ver¬
fügbaren Plätze wieder vollständig besetzt. Die Zahl der An¬
meldungen war beträchtlich höher , was wobt für die Leistungen
dieser Schule spricht. Durch Verlegung der Landwirchschafklimen
Winterschule dient uunmebr das ganze Anstaltsgebäude dem
Zwecke der Haushaltungsschule ausschließlich . — Zur Zeit ist der
Holzhandel sehr lebhaft. In Ueberlingen wurden jüngst große
Hslztranspvrre aus den Markgräflichen Waldungen bei Salem
verladen und mehrere Schiffe damit nach der Schweiz befrachtet .

Verschiedenes.
v . Frankfurt . 26 . Mai . (Deutscher Privatbeomten -
erein .) AmLO - Mai fand hier im Palaisrestaarant eine durch

29 Herren beschickte Delegirtenkonfrrenz südwestdeutscher Zweig-
vereine des Deutschen Pcivatdeamtenvsreins statt. Auch die
Zweigvereine Badens (darunter der Zweigvereia Karlsruhe )
halten Vertreter entsandt . Die Verhandlungen führten zur
Gründung einer Vereinigung der südwestdeutschen Zweigvereine
und bezogen sich im übrigen auf die Agitation im „Südwesten"
und auf innere Vereinsangelegenheiten. Der Verein zählt zur
Zeit über 10 000 Mitglieder und verfügt über ein Gesammt-
vermögen von über eine Million Mark . Die Mitglieder setzen
sich zusammen aus Angehörigen aller Berufsarten des Privat¬
beamtenstandes, zumeist aus Kaufleuten, dann aus Ingenieuren ,
Chemiker », Technikern , Aerzten, Apothekern » Lehrern , land- und
sorstwirthschaftlichen und Bergbaubeamten u . s. w. Neben ander»
Wohlfahrtseinrjchtungen besitzt der Deutsche Privatbeawtenvernn
(Hauptverwaltung Magdeburg , Zweigverein Karlsruhe ) auch
eigene Kosten, welche durch ihre zweckmäßigen Einrichtungen
geradesür dir Angehörigen gebildeter Stände besondersempfehlens¬
wert- erscheinen , und zwar : PensionSkaffe . Witwenkaffe, BegrLbniß-
kaff?, Krankenkoffe mit absolut freier Arztwahl , Waisenstistung rc.

* Haa,n, ^
26. Mai . (Das K 0 mitö zur Errichtung

eines Grimm - Denkmals ) in Hanau trat zu einer Sitz¬
ung zusammen. Nach dem Bericht des Justizrathes Vr . Osias
« uide j- kschiosteu .. aus die von Herrn Proseffor Eberle in
Müychzn vorueschlagcnen Fristen zur Herstellung deS Denkmals
eiuzugshen. Darnach soll Ende August d . I . da» Hilfsmodell
her Brüder Grimm vollendet sein und wird dann von der tech¬
nischen Kommissian besichtigt werden. Bis Frühjahr 1895
Wird düs wirkliche Modell für das Denkmal fertiggestellt sein .
Die Kosten für dir Ausführung sind kontraktlich auf 95 OOÜ M .
vereinbarst . Bis jetzt stehen dem Komits rund 84 MO M . zur
Verfügung .

v e

tung des Schlußtermins hierdurch auf¬
gehoben .

Heidelberg , den 23. Mai 1894 .
Großh . bad. Amtsgericht ,

gez. vr . Bertsch .
Dies veröffentlicht der Gerichtsschrciber:

Fabian
J652 . Nr . 12,002. Lörrach . Das

Konkursverfahren über das Vermögen
des Hafners Friedrich Holz in Steinen
wird nach erfolgter Abhaltung des
Schlußtermins hierdurch aufgehoben.

Lörrach, den 22 . Mai 1894 .
Großh . bad . Amtsgericht.
(gez .) Spiegelhalter .

Dies veröffentlicht
Der GerichtsschreiberGr . Amtsgerichts :

Appel .
Bermögensabsoaderaug.

J '695. Nr . 5850 . Karlsruhe .
Durch Urtheil des Großh . Landgerichts
Karlsruhe , Civilkamwer ll , vom Heu¬
tigen wurde die Ehefrau des Etuis -
fabrikanten Karl Dünkel in Pforz -
beim , Marie , geb. Schaufler , für be¬
rechtigt erklärt , ihr Vermögen von dem¬
jenigen ihres Ehemannes abzusondern.

Dies wird hiermit zur Kenntniß der
Gläubiger gebracht .

Karlsruhe , den 12. Mai 1894 -
Der Gerichtsschreiber

Großh . Landgerichts Karlsruhe :
M . Heß .

J '694 . Nr . 9047 - Mannheim .
Die Ehefrau des Schuhmachers Ludwig
Wedekind , Regina , geborne Groß , in
Heidelberg wurdedurch Urtbeil der Civil
kammer I des Gr . Landgerichts Mann
heim vom 19 . Mai 1894 für berechtigt
erklärt, ihr Vermögen von dem ihres
Ehemannes abzusondern.

Dies wird zur Kenntnißnahme der
Gläubiger andurch veröffentlicht .

Mannheim , den 22. Mai 1894 .
Gerichtsschreiberci des Gr . Landgerichts.

Schulz
J .692. Nr - 9030 . Mannheim .

Die Ehefrau des Wirths HeinrichSeitz ,
Eva Katharina , geb .Freyin Seckenheim ,
wurde durch Urtheil der Civilkammer 1
des Großh . LandgerichtsMannheim vom
19 . Mai 1894 für berechtigt erklärt, ihr
Vermögen von dem ihres Ehemannes
abzusondern.

Dies wird zur Kenntnißnahme der
Gläubiger andurch veröffentlicht.

Mannheim , den 22 . Mai 1894 .
Gerichtsschkeiberei des Gr . Landgerichts.

Schulz .
J '663 . Nr . 5574 . F r e i b u r g .

Durch Urtheil der kV. Eivilkammcr deS
Großh. LandgerichtsFreidurg vomHeu¬
tigen wurde dieEhefrau des Bierbrauers

Bernhard Re hm , Louise; geb. Drscher
in Freiburg , für berichtigt « klärt, ihr
Vermögen von demjenigen ihrrs Ehe
mannes abzusondrr»..

Freiburg , den 16, Mai 1894.
Der Gerichtsschreiber Gr . Lastdgericht - .

S tr -oebe .
HandelsrtMeretmrägr . ,

J6L0 . Mannheim . ZawHqsdehs - 1
rrgister wurde eingetragen : .

1 . Zu OZ . 281 Firm .Reß . MM
Firma : „Wilh . Rommel" in Manst -l
heim . Die Firma ist erlösche» . . .

2 . Zu O .Z . 402 Firm .Reu . ,ÄH. .kV .
Firma : „I . Würzmeiler" inMannbeim ..
Die Firma ist geändert in Joh .Würz <
Weiler. . .

3. Zu O .Z . 409 FiriwRkg ' M . IV.
Firma : »Job . Würzweiler " : in Btavn -
hcim . Inhaberin ist Johanna Würr -
Weiler , Ehefrau des Jacob Wübzweklet7
Kaufmann in Mannheim . VerfemeEhe¬
frau zum Handelsbetrieb ermächtigthat.
Jacob Würzweiler in Mannheim ist als
Prokurist bestellt.

4. Zu O .Z . 410 flirm .Reg . Bd . kV .
Firma : „Adolf Glöklen" in Mannheim .
Inhaber ist Adolf Glöklen, Kaufmann
in Mannheim .

5. Zu O .Z . 456 Ges.Reg . Bd . VI
Firma : „Joy . Sckarnke L Co .

" in
Mannheim . Die Gesellschaft ist auf¬
gelöst . Als Liquidatoren sind bestellt
Johannes Sckarnke und Karl Keppel,
beide Kaufleute in Mannheim , weiche
in Gemeinschaft die Firma in Liquida¬
tion zu zeichnen haben, indem sie dieser
ihre Unterschriften beifügen.

6 . Zu O .Z . 35 Ges .Reg . Bd . VlI .
Firma : „Piepmeyer Ovpenhorst L Co .

"
in Mannheim . Offene Handelsgesell¬
schaft. Die Gesellschafter sind : Johann
Wilhelm Piepmeyer , Kaufmann in
Caffel, Theodor Reinbold Opvenborst,
Kaufmann in Frankfurt am Main ,
und Peter Josef Osterhaus , Kaufmann
in Mannheim . Die Gesellschaft hat am
1 . April 1894 begonnen.

7 . Zu O .Z . 36 Ges.Reg . Bd . VH .
Firma ! „Gebrüder Fcndel" in Mann¬
heim , offene Handelsgesellschaft. Die
Gesellschafter sind Josef Conrad Fen-
del , Kaufmann in Mannheim , Johann
Baptist Fcndel und Friedrich Fendel,
letztere beide in Aachen wohnend . Die
Gesellschaft hat am 15 . Mai 1894 be
gönnen.

8. Zu O Z . 439 Firm .Reg . Bd . Hk-
Firma : „Adolf Nischwitz " in Ladcn-
burg . Die Firma ist erloschen .

9 . Zu O .Z . 407 Firm .Reg . Bd . IV.
Firma : „Rodert Rösch " in Mannheim .
Die Firma ist erloschen .

Verantwortlich « Redakteur : Wilhelm Harder in Karlsruhe .

1V. K , H .Z . 37 Ges.rLa . ,Bh . VU.
Firma : „C- mmanditgeseflschofft Roesch
L Co .

" Mi Mannheim . Commandit -
oesellschast . Persönlich, haftender Ge-
sellkchäster N Robert Rösch, Kaufmann
in Mannheim . Der am 24. August
18M zwischen diesem und Anselm«
Moekel i« Mannheim errichteteEhever¬
trag bestimmtden Ausschluß der fahren¬

den Habe ans der Gütergemeinschaft
wiS zum Bitrase von IVO Mark , den

rjeLer Tbeil zur Gemeinschaft einwirft .
I 11. Zu O .Z . 770 Firm -Reg . Bd . II -
Firma : ! „Zac - Schick vorm . I . G -
Straube ^ in Mannheim . Das Geschäft
ist stach dem Ableben des Jacob Schick
mit Aktiven uud Passiven auf dessen
Witwe . Anna Maria Schick , geborene
Straube in Mannheim , übergegangen,
die solches unter der gleichen Firma
fottsetzk.

. Mannheim , den 22. Mai 1894 .
Großh . bad. Amtsgericht III .

Mittermaier .
J .648 . Nr . 7192. Stock ach. Zu

O -Z . 183 des Firmenregisters wurde
heute eingetragen:

F . X. Zumkeller in Eigeltingen .
Inhaber ist Karl Zumkeller, ledig ,

in Eigeltingen .
Stockach , den 22. Mai 1894 .

Großh . bad. Amtsgericht,
vr . Ottendörser .

Einsicht der Betheiligten auf dem Nach¬
hause aufliegt ; etwaige Einwendungen
gegen die in dem Verzeichnis vorge-
mrrkteu Aenderuugen in dem Grund¬
eigenthum und deren Beurkundung im
Lagerhuch sind dem Fortführungs -
beawtm in der Tagfahrt vorzutrage» .

Die Grundeigenthümer werden gleich-
! zeitig aufgefordert , die seit den letzten
l Fortführungen in ihremGrundeigenthum
eingetretemn . aus dem Grundbuch nicht
ersichtlichen Veränderungen dem Fort -
Wrungsbeamten in der bezeichneten
Tagfahrt anzumelden. Ueber die in der
Form der Grundstücke eingetretene« Ver¬
änderungen sind die vorgeschriebemn
Handrisse und Meßurkunden vor de:
Tagfahrt bei dem Gemeinderach oder in
derLagfahrtbeidemFortführungsbeam -
ten abzugeben, widrigenfalls dieselben
auf Kosten der Betheiligten von Amts -
wegen beschafft werden müßten.

Auch werden in der Tagsahrt An¬
träge der Grundeigenthümer wegen
Wiederbestrmmung verloren gegangeoer
Grenzmarken an ihren Grundstücken eut-
gegengenommen.

Offenburg , den 26 . Mai 1894 .
Der Großh BezirkSgeometer:

Hecker .

Truck und Verlag der G . Braun 'schcn Hofbuchdruckere: in Karlsr

Berm. ÄeranntmachAngerr .
J '696 . Nr . 211 . Offenburg .

Bekanntmachung .
Zur Fortführung der Bermeffungs -

werke und der Lagerbüchernachfolgender
Gemarkungen ist im Einverständriiß mit
den Gemeinderächender betheiligten Ge¬
meinden Tagfahrt jeweils auf dem
Rachhause der betr. Gemeinde anbe
räumt , für die Gemarkung :

Fessenbach , Montag dm 11 . Juni ,
Vormittags 9 Uhr;

Unterentersbach . Dienstag den 12.
Juni , Vormittags 9 Uhr ;

ObereuterSbach , Mittwoch den 13 .
Juni , Vormittags 10 Uhr ;

GrirSheim und GottswaOe , Don¬
nerstag , 14 . Jnni , Vormittags
9 Uhr ;

Hofweier , Freitag den 15 . Juni ,
Vormittags 9 Uhr.

Die Grundeigenthümer werden hievon
mit dem Änfügen in Kenntniß gesetzt,
daß das Verzeichnis der seit der letzten
Fortführung eingetretcnen , dem Ge¬
meinderachbekanntgewordenenVerände-
rungm im Grundergenthum während 8
Tagen vor dem Fortführungstermin zur

J .6L0 2. Mannheim .

Bekanntmachung .
Gr . Gezirksbaninspeklion Mann¬

heim versteigert am
Montag - en 4 , Juni 18S3 ,

Nachmittags S Uhr »
in der Schloßremise beim kleinen Reit¬
hof zu Mannheim :

1. Eine vierräderige Feuerspritze
(ohneSaugvorrichtung ), gebaut im
Jahre 1835 bei Mechaniker Link
in Freiburg , von kräftigster Bau¬
art , größter Leistungsfähigkeitund
in sehr gutem Zustande, nebst Zu¬
behör .

2 . Eine zweiräderige Abprotzspritze
(mit Saugvorrichtung ) von C Metz
in Heidelberg im Jahre 1854 ge¬
baut , in sehr gutem Zustande und
von großer Leistungsfähigkeit, mit
Zubehör.

3. Eine alte Handfenerspritze , eine
Parthie (ca . 500) Pechkränze , 8
Pechpfannm und sonstige Gerüche.

Die näheren Bcrsteigerunasbeding-
ungen können in unserem Geschäfts¬
zimmer eingesehen werden . Die aus -
gebotenen Gegenständewerden durch den
Gebäudeaufseher Krauß (linker Schloß¬
flügel parterre ) auf Verlangen vorge¬
wiesen .

nhs
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